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Festnahme nach Griff in die Parteikasse
NPD-Schatzmeister Kemna soll 627000 Euro veruntreut haben – Parteizentrale und -verlag durchsucht

MÜNSTER/BERLIN Wegen des Ver-
dachts der gewerbsmäßigen Un-
treue ist der Schatzmeister der
NPD, Erwin Kemna, gestern festge-
nommen worden. Kemna soll min-
destens 627000 Euro von Konten
der rechtextremistischen Partei für
sich selbst abgezweigt haben, wie
der leitende Münsteraner Ober-
staatsanwalt Hans-Josef Wagner
mitteilte. Wegen Verdunkelungs-
und Fluchtgefahr hat das Amtsge-
richt Münster Haftbefehl erlassen,
sagte Wagner.
Seit dem Morgen wurden Räume

im persönlichen und geschäftlichen
Umfeld des 57-Jährigen in Ladber-
gen, Lengerich und Osnabrück un-
tersucht. Dutzende Polizisten
durchsuchten zudem stundenlang
die Zentrale der NPD in Berlin und
die VerlagsGmbHder Parteizeitung
im sächsischen Riesa, um mögliche
Beweise sicherzustellen.

Seit Anfang 2004 hat Kemna in
mindestens 65 Fällen Geld von Kon-
ten der NPD über Umwege auf das
Geschäftskonto einer von ihm als
Geschäftsführer betriebenen Kü-
chen GmbH geleitet, berichtete
Wagner. Die Einzelbeträge beliefen
sich auf bis zu 55000 Euro.
Auf die Spur des Schatzmeisters

kamen die Ermittler vor knapp ei-

nem Jahr durch die Geldwäschever-
dachtsanzeige einer Bank, der du-
biose Transaktionen aufgefallen wa-
ren, wie Peter Opdensteinen vom
Landeskriminalamt Nordrhein-
Westfalen berichtete. Seit März
2007 werde ermittelt. Kemna hatte
den Ermittlern zufolge zwischen
sieben und 15 Konten bei verschie-
denen Banken, was die lange Dauer
der Ermittlungen erkläre. „Unmen-
gen von Kontobewegungen muss-
ten ausgewertet werden“, sagte
Wagner.
Der leitendeOberstaatsanwalt be-

tonte, die Ermittlungen richteten
sich ausschließlich gegen Kemna.
Die Durchsuchungen bei der Deut-
schen Stimme Verlags GmbH und in
der NPD-Geschäftsstelle seien so
genannteDurchsuchungen bei Drit-
ten, es gebe aber keine weiteren Be-
schuldigten in dem Ermittlungsver-
fahren.

Im November hatte der ehemali-
ge NPD-Landesvorsitzende von
Thüringen, Frank Golkowski, im
„Spiegel“ den Vorwurf erhoben,
dass die NPD mit fingierten Quit-
tungen und falschen Abrechnungen
ihr Spendenaufkommen künstlich
in die Höhe getrieben habe und des-
halb zu Unrecht Gelder aus der
staatlichen Parteienfinanzierung in
ihre Kasse geflossen seien. Dem-
nach soll die Parteiführung illegale
Machenschaften gedeckt haben.
Kemna hatte die Vorwürfe damals
zurückgewiesen.
NPD-Pressesprecher Klaus Beier

sagte, von der Razzia ist man über-
rascht worden. Zu dem schweben-
den Verfahren wollte er nicht Stel-
lung nehmen. „Soviel kann ich aber
sagen: Politisch kannuns keiner den
Garaus machen, deshalb versucht
man es jetzt offenbar über die juristi-
sche Schiene.“ AP

Die Bundeszentrale der NPD in Berlin-
Köpenickwurde durchsucht. Foto: dpa

Kinderkrippen-Reform
Bund, Länder undGemeindenhat-
tensichdarauf verständigt, vondie-
semJahr anbis 2013dieZahl der
Betreuungsplätze fürUnter-Drei-
jährige inKrippen, inKindergärten

oderbeiTagesmütternauf750000
zuverdreifachen.Damit bestünde
einAngebot für rundeinDrittel der
Mädchenund Jungen indieserAl-
tersgruppe,was europäischem
Standardundder bundesweit er-
wartetenNachfrage entspricht.AP

Hintergrund

Kinderbetreuung wird wieder Zankapfel
BERLIN SPD legt Veto ein gegen Zuschuss für Eltern, die sich um Nachwuchs selbst kümmern

Von Rudi Wais

N ach dem Streit um den Kin-
derfreibetrag bahnt sich in
der Koalition nun ein neuer

Hauskrach um den Ausbau der Kin-
derbetreuung an. „Das Vorhaben
liegt auf Eis“, betont die SPD-Exper-
tin Christel Humme. Weil die Union
auf dem umstrittenen Zuschuss für
Eltern bestehe, die sich in den ers-
ten drei Jahren selbst um ihre Kin-
der kümmern, hätten das Arbeits-
und das Finanzministerium inzwi-
schen ihr Veto gegen das Krippen-
Gesetz eingelegt. Familienministe-
rin Ursula von der Leyen (CDU) al-
lerdings ist sich sicher: „Ich bin fest
davon überzeugt, dass es in Kürze
zu einer Einigung mit der SPD
kommt.“

GlaubenskriegHinter den Kulissen
tobt bereits seit November ein Glau-
benskrieg umdie so genannte Herd-
prämie. Die SPD hält dieses Betreu-
ungsgeld für „bildungspolitisch pro-
blematisch“. Kinder aus sozial
schwierigen Verhältnissen, warnt
die Abgeordnete Humme, würden
dann wieder aus den Kindergärten
genommen. Die Union dagegen will
jungen Familien die Wahl lassen:
Wird das Kind von einer Tagesmut-
ter oder in einer Krippe betreut –
oder bleibt ein Elternteil die ersten
drei Jahre zuHause und erhält dafür
eine Entschädigung von etwa 150
Euro imMonat?Dieses Betreuungs-
geld, betont der CSU-Familien-
politiker Johannes Singhammer, sei
„ganz eindeutiger Elternwille“. In
Umfragen hätten sich bis zu 80
Prozent der Befragten dafür ausge-
sprochen – „über alle Parteigrenzen
hinweg“.

In Gefahr Kompliziert wird die An-
gelegenheit dadurch, dass ein Ge-
setz beides regeln soll: das Betreu-
ungsgeld, das ab dem Jahr 2013 ge-
zahlt werden soll – und den zwölf
Milliarden Euro teuren Ausbau der

Betreuungsangebote für Kinder un-
ter drei, der 2013 abgeschlossen
sein soll und an dessen Ende Famili-
en einen Rechtsanspruch auf einen
Platz haben. Falls Union und SPD
sich nicht auf einenKompromiss bei
der Eltern-Prämie verständigen, wä-
ren also auch die 500000 neuen
Krippenplätze in Gefahr, die Bund,
Länder und Gemeinden schaffen
wollen.
Die ersten 2,1 Milliarden, die

Finanzminister Peer Steinbrück
(SPD) dafür bereits an Zuschüssen
in einem speziellen Fördertopf re-
serviert hat, sind nämlich an eine
Voraussetzung geknüpft: Das Ge-
setz muss noch in diesem Jahr in
Kraft treten. Erschwerend kommt
hinzu, dass Länder und Kommunen
in Erwartung der Investitionshilfen
längst Geld für Krippen und Kinder-
gärten ausgeben. Für junge Famili-
en, beteuert CSU-Mann Singham-
mer im Gespräch mit unserer Zei-
tung, bestehe deshalb „kein Grund
zur Besorgnis“. Trotz des Wider-
standes aus der SPD laufe „alles
nach Plan“.

Wahlfreiheit Die Blockade des Ge-
setzes durch die Sozialdemokraten
sei lediglich ein „parteipolitisches
Sandkastenspiel“, sekundiert CDU-
Generalsekretär Ronald Pofalla.
Wirkliche Wahlfreiheit garantiere
erst das Betreuungsgeld. „Erzie-
hung und Beruf dürfen sich nicht
gegenseitig ausschließen.“ Pofallas
Parteifreundin Ursula von der Ley-
en ist zwar selbst keine Anhängerin
der Herdprämie, sondern hat sich
eher pflichtschuldig der Mehrheits-
meinung in der Union gefügt. Nun
aber, verspricht sie, werde sie noch
im Februar mit Steinbrück nach
einem Kompromiss suchen. Nur
wenn Eltern eine verlässliche, gute
Betreuung für ihre Kinder bekä-
men, wird sie ihm dann sagen, „kön-
nen sie ihr Einkommen selbst ver-
dienen und sind nicht auf Hartz IV
angewiesen.“

SpielendeKinder ineinerDresdnerKrippe.ÜberdenWegzumAusbauderKinderbe-
treuung streitet dieGroßeKoalition erneut. Foto: AP

„Nach den Kommunalwah-
len werde ich kaltblütig die
sich aufdrängenden Ent-
scheidungen fällen.“

Der französische
Präsident Nicolas
Sarkozy in einer
Warnung an in-
nerparteiliche

Kritiker
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1928 Vor achtzig Jahren
DasGenferProtokoll (17. 6.1925) über
einVerbotderVerwendungvonGiftgas
undbakteriologischenMitteln imKrieg
tritt inKraft.

1963 Vor 45 Jahren
Im IrakwirdPräsidentAbdel Karim
KassemvonjungenOffizierenerschos-
sen, seineLeichewird imFernsehstu-
dio vorgeführt.

2007 Vor einemJahr
DiepalästinensischenParteienHamas
undFataheinigen sich auf einemVer-
söhnungsgipfel inMekkaauf dieBil-
dungeiner gemeinsamenRegierung.

Krankenhäusern
fehlen Milliarden
OFFENBACH/BERLIN Die Bürokratie
in Krankenhäusern ist nach Ein-
schätzung eines Klinikverbandes
kaum noch zu bewältigen. „Wir
schleppen inzwischen waschkörbe-
weise Akten durch die Gegend“,
sagte Hans-Ulrich Schmidt, Vorsit-
zender des Vereins der kommuna-
len Großkrankenhäuser Hessen.
Ursache dieses „bürokratischen
Wahnsinns“ sei die Einführung von
Fallpauschalen zur Abrechnung der
Krankenhausleistungen. Die Kran-
kenkassen zweifelten seit Einfüh-
rung dieses Abrechnungssystems
immer häufiger die Rechnungen der
Kliniken an, sagt Schmidt.
Außerdem droht den rund 2100

deutschen Krankenhäusern binnen
zwei Jahren ein Finanzloch von bis
zu drei Milliarden Euro. Allein 2008
würden 2,2 Milliarden Euro fehlen,
wenn sich die Gewerkschaften Mar-
burger Bund und Verdi in den ge-
genwärtigen Lohnrunden mit ihren
Forderungen durchsetzen, heißt es
in einer Studie, die das Rheinisch-
Westfälischen Institut für Wirt-
schaftsforschung (RWI) im Auftrag
der Deutschen Krankenhausgesell-
schaft (DKG) erstellt hat. dpa

Großspender üben Druck auf Unicef aus
Von Stephan Köhnlein

FRANKFURT/MAINWegen der Quere-
len bei Unicef fürchten nun auch an-
dere Hilfsorganisationen um ihr
Image. „Es ist nie förderlich, wenn
vermeintlich oder real Unregelmä-
ßigkeiten vorkommen“, erklärte
etwa Caritas-Präsident Peter Neher.
Unicef droht nach demAusstieg von
Tausenden Dauerspendern mittler-
weile der Absprung von Großspon-
soren. So erwägt das Unternehmen
Payback einen Rückzug, falls das
Kinderhilfswerk keine personellen
Konsequenzen aus den Vorwürfen
über die Verschwendung von Spen-
den zieht. Ungeachtet dessen ging

der interne Streit bei der Organisati-
on weiter.
Der Geschäftsführer des Rabatt-

punkte-Unternehmens, Alexander
Rittweger, betonte, Payback sei „in
großer Sorge“ über die mangelnde
Fähigkeit, „durch eindeutige Worte
undTaten Schaden vombisher unta-
deligenUnicef-Image abzuwenden“,
zitiert „Spiegel-Online“ aus einer E-
Mail Rittwegers an das Kinderhilfs-
werk der Vereinten Nationen.
Man hoffe nun, dass Unicef den

Ernst der Lage erkenne und rasch
die richtigen – auch personellen –
Konsequenzen ziehe. Andernfalls
müsse Payback seinen Mitgliedern
„eine andere Organisation für ihre

Punktespenden anbieten“. Das Un-
ternehmen hat nach eigenen Anga-
ben in den vergangenen acht Jahren
mehr als zwei Millionen Euro für
Unicef gesammelt.

„Geht auch billiger“ Bei Unicef be-
tragen die Verwaltungs- und Wer-
bungskosten etwa 18 Prozent – zu
viel für eine Hilfsorganisation, wie
auch das bischöfliche Hilfswerk Ad-
veniat findet. „Es geht deutlich billi-
ger“, betont Sprecher Christian Fre-
vel und verweist auf die Quote von
nur 6,2 Prozent bei Adveniat.
Die frühere Unicef-Chefin Heide

Simonis wies Vorwürfe wegen der
Krise zurück. „Das Problem von

Unicef ist auf jeden Fall nicht Simo-
nis“, sagte sie der „Frankfurter
Rundschau“. Ihr Nachfolger Rein-
hard Schlagintweit hielt dem entge-
gen, dass Simonis zwei Jahre lang
Vorsitzende gewesen sei und nie et-
was beanstandet habe, obwohl ihr
schwereVorwürfe zuOhren gekom-
men seien. „Erst als die Presse da-
von berichtete, ging sie plötzlich auf
Distanz.“
Trotz der Kritik an Unicef stellt

die Caritas bisher keinen Rückgang
der Spendenbereitschaft fest, wie
ihr Chef Neher im Deutschlandra-
dio Kultur erklärte. Genauere Aus-
wirkungen seien jedoch noch nicht
absehbar.

Harte Töne gegen Moskau
MÜNCHENUS-Präsidentschafts-
kandidat JohnMcCain hat harte
Töne gegenüber Russland ange-
schlagen. In der „Süddeutschen
Zeitung“ schrieb der republikani-
scheSenator:„Wirbraucheneinen
einheitlichen Ansatz desWestens
gegenüber einem revanchisti-
schen Russland“. McCain sprach
sich für einen Ausschluss Russ-
lands aus der Gruppe der führen-
den Industriestaaten aus. dpa

LinkeOpfer rechterGewalt
BERLINRechtsextreme Schläger
fallen in Berlin immer häufiger
über Linke her. Nach einer Studie
des Verfassungsschutzes werden
Linke und vermeintliche Linke in-
zwischen häufiger Opfer von rech-
ten Attacken als Ausländer. Hin-
tergrund sei das Erstarken rechts-
extremistischer autonomer Akti-
onsgemeinschaften vor allem in
östlichen Bezirken der Haupt-
stadt, heißt es in dem84-seitigen
Bericht. dpa

Mehrheit für Ypsilanti
KÖLNAndrea Ypsilanti ist für eine
Mehrheit der Deutschen die klare
Wahlsiegerin in Hessen. 50 Pro-
zent sind einer Umfrage zufolge
der Ansicht, dass die SPD-Spit-
zenkandidatin die künftige Lan-
desregierung führensollte.Nur33
Prozentmöchten Roland Koch
weiter im Amt desMinisterpräsi-
denten sehen. AP

Stammzellen-Anträge
BERLIN 52 Abgeordnete ausmeh-
reren Bundestagsfraktionen un-
terstützen inzwischen den Antrag
des CDU-Parlamentariers Hubert
Hüppe für die Abschaffung der
Forschungmitmenschlichen em-
bryonalen Stammzellen. Damit
liegen jetzt für die Debatte über
die umstrittene Stammzellenfor-
schung in der nächstenWoche im
Bundestag vier Anträge vor. dpa

Kopftuchverbot vor Aus
ANKARA Erstmals in der jüngeren
Geschichte der Türkei sollen Frau-
enmit streng islamisch gebunde-
nemKopftuch an den Hochschu-
len des Landes studieren dürfen.
Nach einer turbulenten Debatte
hat die angestrebte Aufhebung
des umstrittenen Kopftuchver-
botsdie ersteHürde imParlament
genommen. dpa

Neues Kirchenoberhaupt
ATHENDie griechisch-orthodoxe
Kirche hat ein neues Oberhaupt:
DieBischofssynode inAthenwähl-
te den bisherigen Bischof dermit-
telgriechischen Kleinstadt The-
ben, Ieronymos. Ieronymos ist
Nachfolger des verstorbenen Erz-
bischofs Christodoulos. dpa

Kandidaten-Ausschluss
TEHERANFünfWochenvordenPar-
lamentswahlen im Iran hat der frü-
here PräsidentMohammedCha-
tami den Ausschluss von vermut-
lichmehr als 2000 Reformkandi-
daten als „Katastrophe“ bezeich-
net. Bedenklich sei es, dassmit
diesemVorgehen das Votum der
Iraner vorbestimmt werde. dpa

„Scharia unvermeidlich“
LONDONDer Erzbischof von Can-
terbury, das geistliche Oberhaupt
derAnglikanischenKirche,hältdie
Einführung einiger Teile des isla-
mischen Rechtssystems in Groß-
britannien für „unvermeidlich“.
Das Vereinte Königreichmüsse
„der Tatsache ins Auge blicken“,
dass sich einige der Bürger nicht
mit britischemRecht identifizier-
ten, sagte RowanWilliams. dpa

Kurz notiertWohngeld soll
erhöht werden

BERLIN Die Bundesregierung will
das Wohngeld erhöhen. Die zustän-
digen Ministerien für Arbeit und Fi-
nanzen hätten sich mit seinemHaus
entsprechend geeinigt, teilte Bun-
desbauministerWolfgang Tiefensee
am Donnerstagabend in Berlin mit.
Details nannte er nicht. Bundesfi-
nanzminister Peer Steinbrück und
Arbeitsminister Olaf Scholz (alle
SPD) hatten sich zuvor in einem ge-
meinsamen Schreiben für eine Er-
höhung des Wohngeldes sowie für
eine Weiterentwicklung des Kinder-
zuschlags stark gemacht.
„Damit gibt es jetzt sehr schnell

eine Möglichkeit, gerade einkom-
mensschwache Arbeitnehmer und
Rentner angesichts der gestiegenen
Energiepreise zu entlasten“, erklär-
te Tiefensee. Die Einzelheiten wür-
den noch ausgearbeitet. Eine Spre-
cherin Tiefensees erklärte, es wer-
de sich um eine „spürbare Erhö-
hung“ handeln. Tiefensee war vor
drei Wochen mit dem Vorschlag der
Wohngelderhöhung an die Öffent-
lichkeit gegangen. Bundesfinanzmi-
nister Peer Steinbrück hatte sich zu-
nächst skeptisch gezeigt. AP


